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Sachverhalt

Der Eidgenössische Datenschutz- und 
Öffentlichkeitsbeauftragte (EDÖB) hatte 
die Praxis von X. zu beurteilen, persön-
liche Pensionskassenausweise nicht di-
rekt an die versicherten Personen, son-
dern allesamt unverschlossen in einem 
Couvert mit dem Vermerk «Vertraulich» 
an die Adresse der jeweiligen Arbeitge-
benden zwecks betriebsinterner Vertei-
lung zu versenden. Auf Anfrage bestätig - 
te X., dass die Pensionskassenausweise 
aller Versicherten offen den Arbeitge-
benden zwecks Weiterleitung zugestellt 
würden. Die Versendung direkt an die 
Arbeitnehmenden sei aus organisatori-
schen Gründen nicht möglich.

Mit Datum vom 8. Juni 2009 erliess 
der Eidgenössische Datenschutz- und 
Öffentlichkeitsbeauftragte eine Empfeh-
lung an X. Er hielt fest, dass sie die prak-
tizierte Bekanntgabe von Daten der bei 
ihr versicherten Personen an deren Ar-
beitgebende unverzüglich einstellen 
und die Pensionskassenausweise künf-
tig in einer Art und Weise versenden 
solle, welche gewährleiste, dass diese 
direkt und ausschliesslich an die versi-
cherte Person gelangten.

Aus den Erwägungen

6.3 X. hat die Vorsorgeausweise willent-
lich unverschlossen an die Arbeitge-
benden zugestellt, das heisst, es wurde 
zweifelsfrei Einsicht gewährt. Den Aus-
weisen ist unter anderem zu entneh-
men, welche Freizügigkeitsleistungen 
neu eintretende Versicherte einbringen, 
wann und in welcher Höhe versicherte 
Personen Einkäufe in die Pensionskasse 
tätigen beziehungsweise Pensionskas-
senguthaben für den Erwerb von Woh-
neigentum vorbeziehen, ob und wann 
ihr Guthaben sich infolge Ehescheidung 

verändert hat und auf welchen Betrag 
sich ihre angesparten Pensionskassen-
guthaben belaufen. Unter Umständen 
befinden sich Hinweise betreffend pro-
visorischen Versicherungsschutz oder 
temporäre Erwerbsunfähigkeit auf dem 
Vorsorgeausweis. Zudem wird alljährlich 
die Höhe der Freizügigkeitsleistung be-
kanntgegeben.

6.3.2.2 Die in Art. 7 DSG geforderte 
Vertraulichkeit der Daten ist nicht vor-
handen, wenn Arbeitgebende Einblick 
in Gesundheits- und andere versiche-
rungsrechtliche Daten erhalten. Die 
Verwaltung einer Vorsorgeeinrichtung 
muss deshalb so organisiert sein, dass 
weder der Arbeitgebende selber noch 
ein Organ oder Stellvertreter Zugang 
zu den Daten der versicherten und bei 
ihm angestellten Personen erhält, an-
sonsten eine widerrechtliche Daten-
bearbeitung vorliegt. Namentlich die 
fehlende Trennung zwischen Arbeitge-
ber- und Versicherungsfunktion kann 
dazu führen, dass die Arbeitgebenden 
Einblick in Versicherungsdaten erhal-
ten. Wenn ein Mitarbeitender der Per-
sonalabteilung eines Arbeitgebenden 
gleichzeitig verantwortlich ist für die 
Abwicklung organisatorischer Belange 
der Vorsorgeeinrichtung, so dient das 
Wissen, das er in seiner Funktion als Ver-
tretender der Vorsorgeeinrichtung er-
langt, zwei Herren. Hat der Arbeitge-
bende dadurch uneingeschränkten Zu - 
gang zu den Versicherungsdossiers der 
Vorsorgeeinrichtung, ist die Ausgangs-
lage mit einer verpönten Personalunion 
vergleichbar.

6.3.2.3 In Bezug auf die Auskunfts-
pflicht einer Vorsorgeeinrichtung gegen-
über ihren Versicherten hat das BSV in 

diesem Zusammenhang Folgendes fest-
gehalten:

Im Rahmen ihrer Organisation kann 
die Vorsorgeeinrichtung ihre Vorsorge-
werke als unmittelbare Kontaktstellen 
zu den Versicherten bezeichnen, sodass 
sämtliche Anfragen, Informationen, An-
weisungen usw. über diese laufen.

Ein Bedürfnis nach Direktinformatio-
nen besteht zum Beispiel in den Fällen, 
in denen der Arbeitnehmende ein le-
gitimes Interesse daran hat, dass sein 
Arbeitgebender von seinem Auskunfts-
begehren nichts erfährt. Dies kann ins-
besondere bei Erkundigungen nach der 
Höhe der Freizügigkeitsleistung der Fall 
sein. Wenn sich die versicherte Person 
an die im Rahmen des Vorsorgewerkes 
organisierte paritätische Verwaltung, in 
der ihr Arbeitgebender oder dessen Ver-
tretung Einsitz haben, oder an Mitarbei-
tende im Personalwesen, die das Vor-
sorgewerk betreuen, wenden muss, ist 
die Vertraulichkeit der Behandlung sol-
cher Anfragen nicht gewährleistet.

6.4 Zusammenfassend ist Folgendes 
festzuhalten: Da aus den Pensionskas-
senausweisen Daten zur persönlichen 
Vorsorgesituation der versicherten Ar-
beitnehmenden ersichtlich sind, welche 
die angeschlossenen Arbeitgebenden 
der Vorsorgeeinrichtung nicht bereits 
in Erfüllung ihrer Beitragspflicht nach 
Art. 66 BVG via Anmeldeformular mit-
teilen und daher weder bereits kennen 
noch berechnen können, liegt in Bezug 

Urteil

Zustellung von  
Pensionskassenaus weisen
Pensionskassenausweise dürfen nicht in unverschlossenen Couverts 

über die Arbeitgeber zugestellt werden. Sie sind einzeln in 

verschlossenen Couverts per Post an die Privatadresse oder im 

verschlossenen Couvert mit Vermerk «Vertraulich» über den 

Arbeitgeber zuzustellen.
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auf diese Daten nach allen in Erwägung 
6.3.1 erwähnten Definitionen eine Be-
kanntgabe beziehungsweise Weiterga - 
be der entsprechenden Personendaten 
an einen Dritten im Sinne des Daten-
schutzgesetzes vor. Zudem kann bei der 
praktizierten Zustellung der Pensions-
kassenausweise in offenen Couverts – 
auch wenn sie an eine von den Arbeit-
gebenden mit der Durchführung der 
beruflichen Vorsorge beauftragte Stelle, 
der die Daten allenfalls wegen organi-
satorischer Mängel oder Personalunion 
schon bekannt wären, erfolgen würde – 
nicht ausgeschlossen werden, dass zu-
sätzliche unbeteiligte Dritte in darin 
enthaltene Daten, die ihnen bis anhin 
unbekannt waren, Einblick erhalten.

9.2 Die Pensionskassenausweise der 
versicherten Personen sind trotz des 
Vermerks «Vertraulich» bei Zustellung 
an die Arbeitgebenden in keiner Weise 
gegen Einsichtnahme oder Kopieren ge-
schützt, insbesondere sind sie nicht ein-
zeln in Couverts verpackt, mit einem 
(Klebe-)Siegel versehen oder nur nach 
Aufreissen einer perforierten Sollbruch-
linie einsehbar. Solche Massnahmen 
wären einfach zu treffen und nicht allzu 
kostenintensiv. X. hat in der Vergangen-
heit keine entsprechenden Massnah-
men getroffen, sondern im Gegenteil 
bis anhin nicht einmal überprüft, ob be-
sonders schützenswerte Daten Inhalt 
der einzelnen weitergeleiteten Vorsor-
geausweise bilden.

9.3 Weiter ist zu berücksichtigen, dass 
dem Datenschutz im Arbeitsverhältnis 
auch eine anti-diskriminierende Funk-
tion zukommt. Die Daten der betroffe-
nen Personen könnten zu Zwecken 
ver wendet werden, die mit der Durch-
führung der beruflichen Vorsorge nichts 
zu tun haben und ebenso wenig im In-
teresse der Betroffenen liegen bezie-
hungsweise sie allfälligen Benachteili-
gungen im Arbeitsverhältnis aussetzen. 
Es kann nicht mit Sicherheit ausge-
schlossen werden, dass die Daten bei-
spielsweise im Zusammenhang mit 
Lohnverhandlungen von den Arbeitge-
benden zulasten der Arbeitnehmenden 
verwendet werden könnten. Wer bei-
spielsweise einen Vorbezug für Wohnei-
gentum getätigt hat, ist ortsgebunde-
ner und daher vermehrt auf seine Stelle 
angewiesen, was ihn abhängiger von 
seinem Arbeitgebenden macht.

10.1 X. macht als Grund für ihre Zustell-
praxis wirtschaftliche Interessen gel-
tend; konkret führt sie an, eine separate 
Zustellung der Pensionskassenausweise 
in verschlossenen Couverts an die Ar-
beitnehmenden stelle einen finanziel-
len Mehraufwand dar. Zudem weist sie 
auf Bestrebungen im Bereich der beruf-
lichen Vorsorge hin, Kosten einzusparen 
und erklärt, ihre langjährige Zustellpra-
xis sei branchenüblich. Dass die von X. 
praktizierte Zustellung der Vorsorge-
ausweise von bei ihr versicherten Per-
sonen in unverschlossenen Couverts an 
die Arbeitgebenden zwecks Weiterlei-
tung sich auf keine gesetzliche Grund-
lage stützen kann und zudem dem 
Grundsatz der Datensicherheit wider-
spricht, wurde bereits dargelegt. Es stellt 
sich im Folgenden daher nur noch die 
Frage, in welcher Form die Zustellung 
der Pensionskassenausweise zu erfolgen 
hat beziehungsweise welche Art der Zu-
stellung geeignet ist, den Grundsätzen 
des Datenschutzes, insbesondere dem-
jenigen der Datensicherheit, Genüge 
zu tun.

10.4 X. hat demnach alle Massnahmen 
zu treffen, welche erforderlich sind, um 
sicherzustellen, dass die Persönlichkeits-
rechte der bei ihr versicherten Personen 
im Rahmen der Zustellung der Vorsor-
geausweise nicht verletzt werden. Das 

heisst, sie hat die Ausweise in einer 
 geeigneten, den Grundsätzen des Da-
tenschutzes angemessenen Form zu 
versenden. Konkret bedeutet dies, die 
Aus weise entweder den Arbeitnehmen-
den einzeln direkt verschlossen per Post 
an ihre persönliche Adresse oder zumin-
dest in verschlossenen und mit dem 
jeweiligen Namen sowie dem Vermerk 
«Vertraulich» versehenen Couverts den 
Arbeitgebenden zur Weiterleitung zu-
zustellen. Es geht also letztlich nicht um 
ein gänzliches Verbot der Zusendung 
von Pensionskassenausweisen an die 
Arbeitgebenden, sondern lediglich als 
minimale Alternative zur direkten Zu-
stellung an die Arbeitnehmenden da-
rum, die Ausweise nicht wie in rechtswi-
driger Weise praktiziert frei zugänglich 
den Arbeitgebenden zuzusenden. Aus 
unternehmerischer Sicht mag es ge-
rechtfertigt erscheinen, sich auf den fi-
nanziellen Mehraufwand bei (vereinzel-
ter) manueller Zustellung zu berufen, 
doch lässt sich damit wie erwähnt der 
Eingriff in die Persönlichkeitsrechte der 
Betroffenen nicht rechtfertigen.

X. ist anzuweisen, den bei ihr versi-
cherten Personen die persönlichen Vor-
sorgeausweise künftig so zuzustellen, 
dass ausschliesslich die jeweilige ver-
sicherte Person und damit keine Drit-
ten – insbesondere nicht deren Arbeit-
gebende – Kenntnis vom Inhalt des sie 
betreffenden Ausweises erlangen kann 
(vgl. auch den Wortlaut von Art. 86b 
Abs. 1, Bst. a BVG, wonach die Vorsor-
geeinrichtung ihre Versicherten jährlich 
in geeigneter Form unter anderem über 
die Leistungsansprüche, den koordinier-
ten Lohn, den Beitragssatz und das Al-
tersguthaben zu informieren hat).

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, 
10. April 2013 (A-4467/ 2011)


